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Textgegenüberstellung 
Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 1 
Änderung des Einkommensteuergesetzes 1988 

Absetzung für Abnutzung Absetzung für Abnutzung 
§ 7. (1) Bei Wirtschaftsgütern, deren Verwendung oder Nutzung durch den 

Steuerpflichtigen zur Erzielung von Einkünften sich erfahrungsgemäß auf einen 
Zeitraum von mehr als einem Jahr erstreckt (abnutzbares Anlagevermögen), sind 
die Anschaffungs- oder Herstellungskosten gleichmäßig verteilt auf die 
betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer abzusetzen (Absetzung für Abnutzung). Die 
betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer bemißt sich nach der Gesamtdauer der 
Verwendung oder Nutzung. 

§ 7. (1) Bei Wirtschaftsgütern, deren Verwendung oder Nutzung durch den 
Steuerpflichtigen zur Erzielung von Einkünften sich erfahrungsgemäß auf einen 
Zeitraum von mehr als einem Jahr erstreckt (abnutzbares Anlagevermögen), sind 
die Anschaffungs- oder Herstellungskosten gleichmäßig verteilt auf die 
betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer abzusetzen (lineare Absetzung für 
Abnutzung). Die betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer bemißt sich nach der 
Gesamtdauer der Verwendung oder Nutzung. 

 (1a) Die Absetzung für Abnutzung kann auch in fallenden Jahresbeträgen 
nach einem unveränderlichen Prozentsatz von höchstens 30% erfolgen 
(degressive Absetzung für Abnutzung). Dieser Prozentsatz ist auf den jeweiligen 
Buchwert (Restbuchwert) anzuwenden und ergibt den jeweiligen Jahresbetrag. 
Dabei gilt Folgendes: 

  1. Von der degressiven Absetzung für Abnutzung sind ausgenommen: 
  a) Wirtschaftsgüter, für die in § 8 ausdrücklich eine Sonderform der 

Absetzung für Abnutzung vorgesehen ist, ausgenommen 
Kraftfahrzeuge mit einem CO2-Emissionswert von 0 Gramm pro 
Kilometer, 

  b) unkörperliche Wirtschaftsgüter, 
  c) gebrauchte Wirtschaftsgüter, 
  d) Anlagen, die der Förderung, dem Transport oder der Speicherung 

fossiler Energieträger dienen sowie Anlagen, die fossile Energieträger 
direkt nutzen. Diese sind: 

  – Energieerzeugungsanlagen, sofern diese mit fossiler Energie 
betrieben werden, 

  – Tank- und Zapfanlagen für Treib- und Schmierstoffe sowie 
Brennstofftanks, wenn diese der energetischen Nutzung fossiler 
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Kraft- und Brennstoffe dienen, 

  – Luftfahrzeuge. 
  2. Der Übergang von der degressiven Absetzung für Abnutzung zur 

linearen Absetzung für Abnutzung ist mit Beginn eines Wirtschaftsjahres 
zulässig. In diesem Fall bemisst sich die lineare Absetzung für Abnutzung 
vom Zeitpunkt des Übergangs an nach dem dann noch vorhandenen 
Restbuchwert und der Restnutzungsdauer des einzelnen Wirtschaftsguts. 
Der Übergang von der linearen Absetzung für Abnutzung zur 
degressiven Absetzung für Abnutzung ist nicht zulässig. 

(2) und (3) … (2) und (3) … 
Sonderformen der Absetzung für Abnutzung Sonderformen der Absetzung für Abnutzung 

§ 8. (1) ... § 8. (1) ... 
 (1a) Im Jahr der erstmaligen Berücksichtigung der Absetzung für Abnutzung 

beträgt diese abweichend von Abs. 1 höchstens das Dreifache und im 
darauffolgenden Jahr höchstens das Zweifache des jeweiligen Prozentsatzes 
gemäß Abs. 1. § 7 Abs. 2 ist nicht anzuwenden. 

(2) bis (6) … (2) bis (6) … 
Übertragung stiller Reserven, Übertragungsrücklage und steuerfreier 

Betrag 
Übertragung stiller Reserven, Übertragungsrücklage und steuerfreier 

Betrag 
§ 12. (1) bis (6) … § 12. (1) bis (6) … 
(7) Die Hälfte der Einkünfte aus Waldnutzungen infolge höherer Gewalt 

(insbesondere Eis-, Schnee-, Windbruch, Insektenfraß, Hochwasser oder Brand) 
kann gemäß Abs. 1 bis 6 verwendet oder nach Abs. 8 einer Übertragungsrücklage 
(einem steuerfreien Betrag) zugeführt werden. 

(7) 70% der Einkünfte aus Waldnutzungen infolge höherer Gewalt 
(insbesondere Eis-, Schnee-, Windbruch, Insektenfraß, Hochwasser oder Brand) 
können gemäß Abs. 1 bis 6 verwendet oder nach Abs. 8 einer 
Übertragungsrücklage (einem steuerfreien Betrag) zugeführt werden. 

(8) … (8) … 
(9) Die Rücklage (der steuerfreie Betrag) kann (9) Die Rücklage (der steuerfreie Betrag) kann 

 – im Falle des Abs. 5 innerhalb von 24 Monaten ab dem Ausscheiden des 
Wirtschaftsgutes, 

 – im Falle des Abs. 5 und des Abs. 7 innerhalb von 24 Monaten ab dem 
Ausscheiden des Wirtschaftsgutes, 

 – sonst innerhalb von zwölf Monaten ab dem Ausscheiden des 
Wirtschaftsgutes 

 – sonst innerhalb von zwölf Monaten ab dem Ausscheiden des 
Wirtschaftsgutes 

nach den vorstehenden Bestimmungen auf die Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten (Teilbeträge) von Anlagevermögen übertragen werden. Die 

nach den vorstehenden Bestimmungen auf die Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten (Teilbeträge) von Anlagevermögen übertragen werden. Die 
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Frist verlängert sich auf 24 Monate, wenn Rücklagen (steuerfreie Beträge) auf 
Herstellungskosten (Teilbeträge) von Gebäuden übertragen werden sollen und mit 
der tatsächlichen Bauausführung innerhalb der Frist von zwölf Monaten 
begonnen worden ist. Auf welche Wirtschaftsgüter die Rücklagen (die 
steuerfreien Beträge) übertragen werden können, richtet sich nach den Abs. 3 und 
4. 

Frist verlängert sich auf 24 Monate, wenn Rücklagen (steuerfreie Beträge) auf 
Herstellungskosten (Teilbeträge) von Gebäuden übertragen werden sollen und mit 
der tatsächlichen Bauausführung innerhalb der Frist von zwölf Monaten 
begonnen worden ist. Auf welche Wirtschaftsgüter die Rücklagen (die 
steuerfreien Beträge) übertragen werden können, richtet sich nach den Abs. 3 und 
4. 

(10) … (10) … 
Werbungskosten Werbungskosten 

§ 16. (1) Werbungskosten sind die Aufwendungen oder Ausgaben zur 
Erwerbung, Sicherung oder Erhaltung der Einnahmen. Aufwendungen und 
Ausgaben für den Erwerb oder Wertminderungen von Wirtschaftsgütern sind nur 
insoweit als Werbungskosten abzugsfähig, als dies im folgenden ausdrücklich 
zugelassen ist. Hinsichtlich der durchlaufenden Posten ist § 4 Abs. 3 anzuwenden. 
Werbungskosten sind bei der Einkunftsart abzuziehen, bei der sie erwachsen sind. 
Werbungskosten sind auch: 

§ 16. (1) Werbungskosten sind die Aufwendungen oder Ausgaben zur 
Erwerbung, Sicherung oder Erhaltung der Einnahmen. Aufwendungen und 
Ausgaben für den Erwerb oder Wertminderungen von Wirtschaftsgütern sind nur 
insoweit als Werbungskosten abzugsfähig, als dies im folgenden ausdrücklich 
zugelassen ist. Hinsichtlich der durchlaufenden Posten ist § 4 Abs. 3 anzuwenden. 
Werbungskosten sind bei der Einkunftsart abzuziehen, bei der sie erwachsen sind. 
Werbungskosten sind auch: 

 1. bis 7. …  1. bis 7. … 
 8. Absetzungen für Abnutzungen und für Substanzverringerungen (§§ 7 

und 8). Gehört ein abnutzbares Wirtschaftsgut (insbesondere Gebäude) 
nicht zu einem Betriebsvermögen, gilt für die Bemessung der Absetzung 
für Abnutzung oder Substanzverringerung Folgendes: 

 8. Absetzungen für Abnutzungen und für Substanzverringerungen (§§ 7 
und 8). Gehört ein abnutzbares Wirtschaftsgut (insbesondere Gebäude) 
nicht zu einem Betriebsvermögen, gilt für die Bemessung der Absetzung 
für Abnutzung oder Substanzverringerung Folgendes: 

 a) bis d) ...  a) bis d) ... 
  e) Im Jahr der erstmaligen Berücksichtigung der Absetzung für 

Abnutzung beträgt diese abweichend von lit. d höchstens das 
Dreifache und im darauffolgenden Jahr höchstens das Zweifache des 
Prozentsatzes gemäß lit. d. § 7 Abs. 2 ist nicht anzuwenden. 

 9. und 10. …  9. und 10. … 
(2) und (3) … (2) und (3) … 

Durchschnittssätze Durchschnittssätze 
§ 17. (1) bis (5) … § 17. (1) bis (5) … 
(5a) Für eine Verordnung über die Aufstellung von Durchschnittssätzen für 

die Ermittlung des Gewinnes aus der Land- und Forstwirtschaft gelten folgende 
Grundsätze: 

(5a) Für eine Verordnung über die Aufstellung von Durchschnittssätzen für 
die Ermittlung des Gewinnes aus der Land- und Forstwirtschaft gelten folgende 
Grundsätze: 

 1. Die Gewinnermittlung auf Basis von Durchschnittssätzen ist nur für  1. Die Gewinnermittlung auf Basis von Durchschnittssätzen ist nur für 
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Betriebe zulässig, deren gemäß § 125 Abs. 1 der Bundesabgabenordnung 
ermittelter Einheitswert 130 000 Euro nicht übersteigt. 

Betriebe zulässig, deren gemäß § 125 Abs. 1 der Bundesabgabenordnung 
in der Fassung vor BGBl. I Nr. xx/2020 ermittelter Einheitswert 
130 000 Euro nicht übersteigt. 

 2. Eine Gewinnermittlung mit Hilfe von Reingewinnprozentsätzen vom 
Einheitswert ist nur zulässig, wenn 

 2. Eine Gewinnermittlung mit Hilfe von Reingewinnprozentsätzen vom 
Einheitswert ist nur zulässig, wenn der gemäß § 125 Abs. 1 der 
Bundesabgabenordnung in der Fassung vor BGBl. I Nr. xx/2020 
ermittelte Einheitswert 75 000 Euro nicht übersteigt. 

 – der gemäß § 125 Abs. 1 der Bundesabgabenordnung ermittelte 
Einheitswert 75 000 Euro nicht übersteigt und 

 

 – die selbst bewirtschaftete reduzierte landwirtschaftliche Nutzfläche 
(§ 30 Abs. 6 BewG 1955) 60 Hektar nicht übersteigt und 

 

 – die Zahl der tatsächlich erzeugten oder gehaltenen Vieheinheiten 120 
nicht nachhaltig übersteigt. 

 

 3. …  3. … 
 4. Eine Gewinnermittlung mit Hilfe von Reingewinnprozentsätzen ist für 

den Gewinn aus Obstkulturen nur zulässig, wenn die diesen Kulturen 
zuzurechnende selbst bewirtschaftete Fläche 10 Hektar nicht übersteigt. 
Davon unberührt bleibt die Gewinnermittlung des übrigen Betriebes. 

 

(6) ... (6) ... 
Steuersätze und Steuerabsetzbeträge Steuersätze und Steuerabsetzbeträge 

§ 33. (1) Die Einkommensteuer beträgt jährlich § 33. (1) Die Einkommensteuer beträgt jährlich 
für die ersten 11 000 Euro 0% 
für Einkommensteile über 11 000 Euro bis 18 000 Euro 25% 
für Einkommensteile über 18 000 Euro bis 31 000 Euro 35% 
für Einkommensteile über 31 000 Euro bis 60 000 Euro 42% 
für Einkommensteile über 60 000 Euro bis 90 000 Euro 48% 
für Einkommensteile über 90 000 Euro 50% 

 

für die ersten 11 000 Euro 0% 
für Einkommensteile über 11 000 Euro bis 18 000 Euro 20% 
für Einkommensteile über 18 000 Euro bis 31 000 Euro 35% 
für Einkommensteile über 31 000 Euro bis 60 000 Euro 42% 
für Einkommensteile über 60 000 Euro bis 90 000 Euro 48% 
für Einkommensteile über 90 000 Euro 50% 

 

Für Einkommensteile über eine Million Euro beträgt der Steuersatz in den 
Kalenderjahren 2016 bis 2020 55%. 

Für Einkommensteile über eine Million Euro beträgt der Steuersatz in den 
Kalenderjahren 2016 bis 2025 55%. 

(2) und (3) … (2) und (3) … 
(3a) Für ein Kind, für das Familienbeihilfe nach dem 

Familienlastenausgleichsgesetz 1967 gewährt wird und das sich ständig in einem 
Mitgliedstaat der EU oder Hoheitsgebiet einer anderen Vertragspartei des 
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum oder der Schweiz aufhält, 

(3a) Für ein Kind, für das Familienbeihilfe nach dem 
Familienlastenausgleichsgesetz 1967 gewährt wird und das sich ständig in einem 
Mitgliedstaat der EU oder Hoheitsgebiet einer anderen Vertragspartei des 
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum oder der Schweiz aufhält, 
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steht auf Antrag ein Familienbonus Plus nach Maßgabe der folgenden 
Bestimmungen zu: 

steht auf Antrag ein Familienbonus Plus nach Maßgabe der folgenden 
Bestimmungen zu: 

 1. und 2. …  1. und 2. … 
 3. Der Familienbonus Plus ist in der Veranlagung entsprechend der 

Antragstellung durch den Steuerpflichtigen wie folgt zu berücksichtigen: 
 3. Der Familienbonus Plus ist in der Veranlagung entsprechend der 

Antragstellung durch den Steuerpflichtigen wie folgt zu berücksichtigen: 
 a) …  a) … 
 b) Für ein Kind, für das im jeweiligen Monat ein Unterhaltsabsetzbetrag 

nach Abs. 4 Z 3 zusteht: 
 b) Für ein Kind, für das im jeweiligen Monat ein Unterhaltsabsetzbetrag 

nach Abs. 4 Z 3 zusteht: 
 – Beim Familienbeihilfenberechtigen oder vom Steuerpflichtigen, 

dem für das Kind der Unterhaltsabsetzbetrag zusteht, der nach Z 1 
oder Z 2 zustehende Betrag oder 

 – Beim Familienbeihilfenberechtigten oder vom Steuerpflichtigen, 
dem für das Kind der Unterhaltsabsetzbetrag zusteht, der nach Z 1 
oder Z 2 zustehende Betrag oder 

 – beim Familienbeihilfenberechtigten und dem Steuerpflichtigen, 
dem für das Kind der Unterhaltsabsetzbetrag zusteht, jeweils die 
Hälfte des nach Z 1 oder Z 2 zustehenden Betrages. 

 – beim Familienbeihilfenberechtigten und dem Steuerpflichtigen, 
dem für das Kind der Unterhaltsabsetzbetrag zusteht, jeweils die 
Hälfte des nach Z 1 oder Z 2 zustehenden Betrages. 

Für einen Monat, für den kein Unterhaltsabsetzbetrag zusteht, steht 
dem Unterhaltsverpflicheten kein Familienbonus Plus zu. 

Für einen Monat, für den kein Unterhaltsabsetzbetrag zusteht, steht 
dem Unterhaltsverpflichteten kein Familienbonus Plus zu. 

 c) ...  c) ... 
  d) Der Antrag kann zurückgezogen werden. Ein Zurückziehen ist bis fünf 

Jahre nach Eintritt der Rechtskraft des Bescheides möglich und gilt 
nach Eintritt der Rechtskraft als rückwirkendes Ereignis im Sinne des 
§ 295a der Bundesabgabenordnung sowohl für den Zurückziehenden 
als auch für den anderen Antragsberechtigten gemäß lit. a oder b. 
Wird der Antrag zurückgezogen, kann der gemäß lit. a oder b andere 
Antragsberechtigte den ganzen nach Z 1 oder Z 2 zustehenden Betrag 
beantragen. 

 4. bis 7. ...  4. bis 7. ... 
(4) … (4) … 
(5) Bei Einkünften aus einem bestehenden Dienstverhältnis stehen folgende 

Absetzbeträge zu: 
(5) Bei Einkünften aus einem bestehenden Dienstverhältnis stehen folgende 

Absetzbeträge zu: 
 1. und 2. …  1. und 2. … 
 3. Der Verkehrsabsetzbetrag gemäß Z 1 oder 2 erhöht sich um 300 Euro 

(Zuschlag), wenn das Einkommen des Steuerpflichtigen 15 500 Euro im 
Kalenderjahr nicht übersteigt. Der Zuschlag vermindert sich zwischen 
Einkommen von 15 500 Euro und 21 500 Euro gleichmäßig 

 3. Der Verkehrsabsetzbetrag gemäß Z 1 oder 2 erhöht sich um 400 Euro 
(Zuschlag), wenn das Einkommen des Steuerpflichtigen 15 500 Euro im 
Kalenderjahr nicht übersteigt. Der Zuschlag vermindert sich zwischen 
Einkommen von 15 500 Euro und 21 500 Euro gleichmäßig 
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einschleifend auf Null. einschleifend auf Null. 

 4. …  4. … 
(Anm.: Z 5 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 118/2015) (Anm.: Z 5 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 118/2015) 

(6) und (7) … (6) und (7) … 
(8) 1. ... (8) 1. ... 

 2. Ergibt sich bei Steuerpflichtigen, die Anspruch auf den 
Verkehrsabsetzbetrag haben, nach Abs. 1 und 2 eine 
Einkommensteuer unter null, sind 50% der Werbungskosten im Sinne 
des § 16 Abs. 1 Z 3 lit. a (ausgenommen Betriebsratsumlagen) und des 
§ 16 Abs. 1 Z 4 und 5, höchstens aber 400 Euro jährlich 
rückzuerstatten (SV-Rückerstattung). Bei Steuerpflichtigen, die 
Anspruch auf ein Pendlerpauschale gemäß § 16 Abs. 1 Z 6 haben, sind 
höchstens 500 Euro rückzuerstatten. Bei Steuerpflichtigen, die 
Anspruch auf den Zuschlag gemäß Abs. 5 Z 3 haben, ist der maximale 
Betrag der SV-Rückerstattung um 300 Euro zu erhöhen (SV-Bonus). 

 2. Ergibt sich bei Steuerpflichtigen, die Anspruch auf den 
Verkehrsabsetzbetrag haben, nach Abs. 1 und 2 eine 
Einkommensteuer unter null, sind 50% der Werbungskosten im Sinne 
des § 16 Abs. 1 Z 3 lit. a (ausgenommen Betriebsratsumlagen) und des 
§ 16 Abs. 1 Z 4 und 5, höchstens aber 400 Euro jährlich 
rückzuerstatten (SV-Rückerstattung). Bei Steuerpflichtigen, die 
Anspruch auf ein Pendlerpauschale gemäß § 16 Abs. 1 Z 6 haben, sind 
höchstens 500 Euro rückzuerstatten. Bei Steuerpflichtigen, die 
Anspruch auf den Zuschlag gemäß Abs. 5 Z 3 haben, ist der maximale 
Betrag der SV-Rückerstattung um 400 Euro zu erhöhen (SV-Bonus). 

 3. bis 5. …  3. bis 5. … 
(Anm.: Abs. 9 und 9a aufgehoben durch BGBl. I Nr. 118/2015) (Anm.: Abs. 9 und 9a aufgehoben durch BGBl. I Nr. 118/2015) 
(10) und (11) ... (10) und (11) ... 

Ermäßigung der Progression, Sondergewinne Ermäßigung der Progression, Sondergewinne 
§ 37. (1) bis (3) … § 37. (1) bis (3) … 
(4) (Anm.: aufgehoben durch BGBl. I Nr. 111/2010) (4) Über Antrag sind Einkünfte gemäß § 21 gleichmäßig auf drei Jahre 

verteilt anzusetzen. Dabei gilt: 
  1. In die Verteilung einzubeziehen sind 

  a) Einkünfte aus Landwirtschaft, Weinbau, Obstbau sowie Gemüsebau 
im Rahmen der Feldwirtschaft sowie 

  b) Einkünfte aus Tierzucht- und Tierhaltungsbetrieben im Sinne des § 30 
Abs. 3 bis 7 des Bewertungsgesetzes 1955, 

 wenn diese durch Teilpauschalierung 
(Betriebsausgabenpauschalierung), Einnahmen-Ausgaben-Rechnung 
oder Buchführung ermittelt worden sind. 

  2. Folgende Einkünfte gemäß Z 1 sind nicht in die Verteilung 
einzubeziehen: 
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  a) Einkünfte aus Nebenerwerb und Nebentätigkeiten, aus be- und/oder 

verarbeiteten eigenen oder zugekauften Urprodukten, aus dem Wein- 
und Mostbuschenschank und dem Almausschank; 

  b) Einkünfte gemäß § 27a; 
  c) Einkünfte aus nicht regelmäßig im Betrieb anfallenden Vorgängen 

(insbesondere Einkünfte aus der Veräußerung von Grundstücken und 
Einkünfte aus der Einräumung von Rechten); 

  d) Entschädigungen im Sinne des § 32 Abs. 1 Z 1 lit. a und b, wenn sie 
gemäß Abs. 2 verteilt angesetzt werden; 

  e) Einkünfte, die gemäß Abs. 3 verteilt angesetzt werden; 
  f) Übergangsgewinne und Übergangsverluste; 
  g) Veräußerungsgewinne gemäß § 24. 

  3. Erfasst die Verteilung nicht sämtliche Einkünfte aus dem Betrieb, ist die 
Verteilung nur zulässig, wenn aus den Aufzeichnungen klar erkennbar 
ist, welche Einkünfte in die Verteilung einbezogen wurden und wie sie 
ermittelt wurden. Nicht eindeutig zuordenbare Betriebsausgaben sind 
nach dem Verhältnis der Betriebseinnahmen aus zu verteilenden 
Einkünften und nicht zu verteilenden Einkünften aufzuteilen. Ist eine 
derartige Aufteilung nicht möglich, sind die nicht eindeutig 
zuordenbaren Betriebsausgaben zur Gänze bei den zu verteilenden 
Einkünften zu berücksichtigen. 

  4. Zu verteilen ist der positive Saldo aus den zu verteilenden Einkünften des 
Betriebes, höchstens aber die gesamten aus dem Betrieb erzielten 
positiven Einkünfte gemäß § 21. 

  5. Die Einkünfte gemäß Z 1 sind im Veranlagungsjahr und den beiden 
Folgejahren jeweils zu einem Drittel zu berücksichtigen. 

  6. Die Verteilung ist bei ihrer erstmaligen Inanspruchnahme in der 
Steuererklärung an der dafür vorgesehenen Stelle zu beantragen. Der 
Antrag betrifft alle verteilungsfähigen Einkünfte eines Betriebes und ist 
bis zur Beendigung (Z 7) für die Folgejahre bindend. 

  7. Die Verteilung endet, wenn einer der folgenden Umstände eingetreten 
ist: 

  a) Tod des Steuerpflichtigen; 
  b) Betriebsveräußerung, Betriebsaufgabe oder Veräußerung oder 
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Aufgabe der Betätigung, aus der zu verteilende Einkünfte stammen; 

  c) Übertragung des Betriebes oder Teilbetriebes, aus dem zu verteilende 
Einkünfte stammen, im Wege einer Umgründung gemäß Art. III, 
Art. IV oder Art. V des Umgründungssteuergesetzes; 

  d) Unentgeltliche Übertragung des Betriebes oder der Betätigung, aus 
der zu verteilende Einkünfte stammen; 

  e) Widerruf des Antrages auf Verteilung durch den Steuerpflichtigen. Im 
Fall eines Widerrufs kann ein neuerlicher Antrag erst nach Ablauf von 
fünf Veranlagungsjahren gestellt werden; 

  f) Nichterfüllung oder grob mangelhafte Erfüllung der 
Aufzeichnungsverpflichtung gemäß Z 3. In diesem Fall hat das 
Finanzamt im Abgabenbescheid festzustellen, dass die Verteilung 
unterbleibt oder endet; noch ausstehende Drittelbeträge sind in einem 
Gesamtbetrag im Jahr der Beendigung zu erfassen. Ein neuerlicher 
Antrag kann erst nach Ablauf von fünf Veranlagungsjahren gestellt 
werden. 

  8. Die Beendigung der Verteilung ist in den Fällen der Z 7 lit. a bis e in der 
Steuererklärung des betreffenden Jahres bekannt zu geben. In den Fällen 
der lit. b, c, d und e hat eine Bekanntgabe zu unterbleiben, wenn die 
Verteilung in Bezug auf Einkünfte aus einem anderen Betrieb als jenem, 
auf den sich der Beendigungsgrund bezieht, aufrecht bleiben soll. Im 
Fall der Bekanntgabe der Beendigung ist im Beendigungsjahr und dem 
Folgejahr die Gesamtsumme der noch nicht erfassten Drittelbeträge 
jeweils zur Hälfte zu erfassen. Abweichend davon gilt bei Beendigung 
gemäß Z 7 lit. a bis e: 

  a) Ist das Beendigungsjahr zumindest das zweitfolgende nach der 
erstmaligen Verteilung, ist auf Antrag der Gesamtbetrag aus den noch 
zu berücksichtigenden Drittelbeträgen entweder im Jahr der 
Beendigung zur Gänze oder im Jahr der Beendigung und den 
nachfolgenden drei Jahren jeweils zu einem Viertel gleichmäßig 
verteilt zu erfassen. 

  b) Ist das Beendigungsjahr das der erstmaligen Verteilung folgende 
Jahr, ist der Gesamtbetrag aus den noch zu berücksichtigenden zwei 
Drittelbeträgen im Jahr der Beendigung zu erfassen. 

(5) bis (9) … (5) bis (9) … 
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§ 124b. § 124b. 

 1. bis 348. …  1. bis 348. … 
 349. § 16 Abs. 1 Z 6 lit. h und § 68 Abs. 7 sind auch im Falle von COVID-19-

Kurzarbeit, Telearbeit wegen der COVID-19-Krise bzw. 
Dienstverhinderungen wegen der COVID-19-Krise anwendbar. 

 349. § 16 Abs. 1 Z 6 lit. h und § 68 Abs. 7 sind auch im Falle von COVID-19-
Kurzarbeit, Telearbeit wegen der COVID-19-Krise bzw. 
Dienstverhinderungen wegen der COVID-19-Krise anwendbar. Dies gilt 
für Lohnzahlungszeiträume, die vor dem 1. Jänner 2021 enden. 

 350. bis 354. …  350. bis 354. … 
  355. a)Verluste aus Einkünften gemäß § 2 Abs. 3 Z 1 bis 3, die bei der 

Ermittlung des Gesamtbetrags der Einkünfte im Rahmen der 
Veranlagung 2020 nicht ausgeglichen werden, können im Rahmen der 
Veranlagung 2019 bis zu einem Betrag von 5 000 000 Euro vom 
Gesamtbetrag der Einkünfte vor Sonderausgaben und 
außergewöhnlichen Belastungen abgezogen werden (Verlustrücktrag). 
Soweit ein Abzug im Rahmen der Veranlagung 2019 nicht möglich ist, 
kann dieser unter bestimmten Voraussetzungen im Rahmen der 
Veranlagung 2018 erfolgen. Dabei gilt: 

  – Die Verluste müssen durch ordnungsmäßige Buchführung oder bei 
Steuerpflichtigen, die ihren Gewinn gemäß § 4 Abs. 3 ermitteln, durch 
ordnungsgemäße Einnahmen-Ausgaben-Rechnung, ermittelt worden 
sein. 

  – Der Verlustrücktrag erfolgt auf Antrag. Wurde das betreffende Jahr 
bereits rechtskräftig veranlagt, gilt der Antrag als rückwirkendes 
Ereignis im Sinne des § 295a BAO. 

  – Soweit Verluste aus der Veranlagung 2020 nicht rückgetragen 
werden, können sie nach Maßgabe des § 18 Abs. 6 in Folgejahren 
abgezogen werden (Verlustabzug). 

 Der Bundesminister für Finanzen wird ermächtigt, im Wege einer 
Verordnung festzulegen, dass eine Verlustberücksichtigung im Rahmen 
der Veranlagung 2019 sowie 2018 bereits vor Durchführung der 
Veranlagung 2020 erfolgen kann, um bei den Steuerpflichtigen früher 
positive Liquiditätseffekte herbeizuführen. Dabei sind auch die 
Voraussetzungen für die Verlustberücksichtigung im Rahmen der 
Veranlagung 2018 näher festzulegen. 

  b) Endet im Kalenderjahr 2020 ein abweichendes Wirtschaftsjahr, 
besteht das Wahlrecht, den Verlust aus der Veranlagung 2020 oder 
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aus der Veranlagung 2021 rückzutragen. Wird der Verlust aus der 
Veranlagung 2021 rückgetragen, beziehen sich die Regelungen der 
lit. a auf die Kalenderjahre 2021, 2020 und 2019. 

  356. § 7 Abs. 1a in der Fassung BGBl. I Nr. xx/2020 ist erstmalig auf nach 
dem 30. Juni 2020 angeschaffte oder hergestellte Wirtschaftsgüter 
anzuwenden. 

  357. § 8 Abs. 1a und § 16 Abs. 1 Z 8 lit. e, jeweils in der Fassung BGBl. I 
Nr. xx/2020, sind erstmalig auf nach dem 30. Juni 2020 angeschaffte 
oder hergestellte Gebäude anzuwenden. 

  358. § 12 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2020 ist auf stille 
Reserven anzuwenden, die auf Grund des Ausscheidens von 
Wirtschaftsgütern nach dem 31. Dezember 2019 aufgedeckt werden. 

  359. § 17 Abs. 5a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2020 tritt 
mit 1. Jänner 2020 in Kraft. 

  360. § 33 Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2020 ist 
erstmalig anzuwenden, wenn 

  – die Einkommensteuer veranlagt wird, bei der Veranlagung für das 
Kalenderjahr 2020, 

  – die Einkommensteuer (Lohnsteuer) durch Abzug eingehoben oder 
durch Veranlagung festgesetzt wird, für Lohnzahlungszeiträume, die 
nach dem 31. Dezember 2019 enden. Wurde für derartige 
Lohnzahlungszeiträume § 33 Abs. 1 in der Fassung des BGBl. I 
Nr. xx/2020 noch nicht berücksichtigt, hat der Arbeitgeber für seine 
Arbeitnehmer eine Aufrollung gemäß § 77 Abs. 3 so bald wie möglich, 
jedoch spätestens bis 30. September 2020 durchzuführen, sofern die 
technischen und organisatorischen Möglichkeiten dazu vorliegen. 

  361. § 33 Abs. 3a Z 3 lit. d in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. xx/2020 ist erstmalig für Anträge betreffend das Kalenderjahr 2019 
anzuwenden. 

  362. § 33 Abs. 5 Z 3 und Abs. 8 Z 2, jeweils in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2020, sind erstmalig bei der Veranlagung 
für das Kalenderjahr 2020 anzuwenden. 

  363. § 37 Abs. 4 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2020 ist 
erstmalig bei der Veranlagung für das Kalenderjahr 2020 anzuwenden. 

  364. Im Kalenderjahr 2020 ist für Arbeitnehmer, welchen auf Grund von 
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Kurzarbeit gemäß § 37b AMSG idF BGBl. I Nr. 51/2020 reduzierte 
laufende Bezüge zugeflossen sind, das Jahressechstel gemäß § 67 Abs. 2 
pauschal um 15% zu erhöhen. Dies gilt sinngemäß auch für § 67 Abs. 5 
zweiter Teilstrich, für die Neuberechnung der Lohnsteuer gemäß § 77 
Abs. 4 und für das Kontrollsechstel gemäß § 77 Abs. 4a. 

  365. Die COVID-19 Investitionsprämie für Unternehmen nach dem 
Investitionsprämiengesetz, BGBl. I Nr. xx/2020, stellt keine 
Betriebseinnahme dar; § 6 Z 10 und § 20 Abs. 2 sind auf sie nicht 
anwendbar. 

Artikel 2 
Änderung des Körperschaftsteuergesetzes 1988 

§ 26c. § 26c. 
 1. bis 75. …  1. bis 75. … 

  76. Der Verlustrücktrag gemäß § 124b Z 355 Einkommensteuergesetz 1988 
steht auch Körperschaften zu. Für Unternehmensgruppen (§ 9) gilt 
Folgendes: 

  a) Der Verlustrücktrag kann nur vom Gruppenträger beantragt werden. 
Körperschaften, deren Einkommen in der Veranlagung 2019 oder 
2018 im Rahmen der Gruppenbesteuerung zugerechnet wurden, 
können selbst keinen Verlustrücktrag beantragen. 

  b) Bei Durchführung des Verlustrücktrags durch den Gruppenträger ist 
anstelle des Gesamtbetrags der Einkünfte jeweils das 
Gruppeneinkommen (§ 24a Abs. 3) vor Berücksichtigung von 
Sonderausgaben auf das zusammengefasste Ergebnis (§ 9 Abs. 6 Z 2 
zweiter Satz) maßgeblich. 

  c) Der für den Verlustrücktrag in der Veranlagung 2019 oder 2018 
durch den Gruppenträger insgesamt zulässige Höchstbetrag beträgt 
5 000 000 Euro für den Gruppenträger und 5 000 000 Euro für jedes 
unbeschränkt oder beschränkt steuerpflichtige Gruppenmitglied, 
dessen Einkommen bei der jeweiligen Veranlagung dem 
Gruppenträger zugerechnet wurde. 

 Der Bundesminister für Finanzen wird ermächtigt, im Rahmen einer 
gemäß § 124b Z 355 Einkommensteuergesetz 1988 erlassenen 
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Verordnung die Ausgestaltung des Verlustrücktrags bei 
Unternehmensgruppen näher festzulegen. 

Artikel 3 
Änderung der Bundesabgabenordnung 

§ 125. (1) Soweit sich eine Verpflichtung zur Buchführung nicht schon aus 
§ 124 ergibt, sind Unternehmer für einen land- und forstwirtschaftlichen Betrieb 
oder wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb (§ 31),  

§ 125. (1) Soweit sich eine Verpflichtung zur Buchführung nicht schon aus 
§ 124 ergibt, sind Unternehmer für einen land- und forstwirtschaftlichen Betrieb 
oder wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb (§ 31),   

 a) dessen Umsatz in zwei aufeinander folgenden Kalenderjahren jeweils 
550 000 Euro überstiegen hat, oder 

dessen Umsatz (Abs. 2) in zwei aufeinander folgenden Kalenderjahren 
jeweils 700 000 Euro überstiegen hat,  

 b) dessen Wert zum 1. Jänner eines Jahres 150 000 Euro überstiegen hat,  
verpflichtet, für Zwecke der Erhebung der Abgaben vom Einkommen Bücher zu 
führen und auf Grund jährlicher Bestandsaufnahmen regelmäßig Abschlüsse zu 
machen. Als Unternehmer im Sinn dieser Bestimmung gilt eine Gesellschaft, bei 
der die Gesellschafter als Mitunternehmer im Sinn der einkommensteuerlichen 
Vorschriften anzusehen sind, auch dann, wenn ihr umsatzsteuerrechtlich keine 
Unternehmereigenschaft zukommt; diesfalls sind die Umsätze des Gesellschafters 
maßgeblich, dem die Unternehmereigenschaft zukommt. Umsätze sind solche 
gemäß § 1 Abs. 1 Z 1 und 2 Umsatzsteuergesetz 1994 zuzüglich der Umsätze aus 
im Ausland ausgeführten Leistungen. Keine Umsätze sind jedoch nicht 
unmittelbar dem Betriebszweck oder dem Zweck des wirtschaftlichen 
Geschäftsbetriebes dienende Umsätze, die unter § 6 Abs. 1 Z 8 und 9 und § 10 
Abs. 2 Z 3 und Abs. 3 Z 3 Umsatzsteuergesetz 1994 fallen oder - wären sie im 
Inland ausgeführt worden - fallen würden, Umsätze aus Geschäftsveräußerungen 
im Sinn des § 4 Abs. 7 Umsatzsteuergesetz 1994, bei der Erzielung von 
Entschädigungen im Sinn des § 32 Z 1 Einkommensteuergesetz 1988 ausgeführte 
Umsätze und Umsätze aus besonderen Waldnutzungen im Sinn der 
einkommensteuerrechtlichen Vorschriften. Als Wert im Sinn der lit. b ist der um 
den Wert der Zupachtungen erhöhte und um den Wert der Verpachtungen 
verminderte Einheitswert in seiner zuletzt maßgeblichen Höhe anzusetzen, wobei 
der Ermittlung des Wertes der Zupachtungen und Verpachtungen der nach der 
Art der Nutzung der betroffenen Flächen maßgebliche, bei der Feststellung des 
Einheitswertes des Betriebes angewendete Hektarsatz und in Ermangelung eines 
solchen der bei der Feststellung des Einheitswertes des Verpächterbetriebes für 

verpflichtet, für Zwecke der Erhebung der Abgaben vom Einkommen 
Bücher zu führen und auf Grund jährlicher Bestandsaufnahmen regelmäßig 
Abschlüsse zu machen. Als Unternehmer im Sinn dieser Bestimmung gilt eine 
Gesellschaft, bei der die Gesellschafter als Mitunternehmer im Sinn der 
einkommensteuerlichen Vorschriften anzusehen sind, auch dann, wenn ihr 
umsatzsteuerrechtlich keine Unternehmereigenschaft zukommt; diesfalls sind die 
Umsätze des Gesellschafters maßgeblich, dem die Unternehmereigenschaft 
zukommt. 
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die verpachteten Flächen angewendete Hektarsatz, den das Finanzamt auf 
Anfrage dem Pächter mitzuteilen hat, zugrunde zu legen ist. Im 
Einheitswertbescheid ausgewiesene Abschläge und Zuschläge (§§ 35 und 40 
Bewertungsgesetz 1955) sind entsprechend zu berücksichtigen. Ist auf den 
Pachtgegenstand ein Hektarsatz nicht anzuwenden, so ist insoweit der darauf 
entfallende Ertragswert zugrunde zu legen. Eine Berücksichtigung der Abschläge 
und Zuschläge sowie des Ertragswertes hat bei der Wertermittlung nur insoweit 
zu erfolgen als das Finanzamt diese Werte auf Antrag, erforderlichenfalls von 
Amts wegen festgestellt hat. 

(2) Sind die Voraussetzungen des Abs. 1 lit. a erfüllt, so tritt die 
Verpflichtung nach Abs. 1 mit Beginn des darauf zweitfolgenden Kalenderjahres 
ein, sofern sie nicht gemäß Abs. 4 aufgehoben wird. Eine nach Abs. 1 lit. a 
eingetretene Verpflichtung erlischt, wenn die dort genannte Grenze in zwei 
aufeinanderfolgenden Kalenderjahren nicht überschritten wird, mit Beginn des 
darauffolgenden Kalenderjahres. 

(2) Umsätze im Sinne des Abs. 1 sind solche gemäß § 1 Abs. 1 Z 1 und 2 
UStG 1994 zuzüglich der Umsätze aus im Ausland ausgeführten Leistungen. 
Keine Umsätze sind jedoch nicht unmittelbar dem Betriebszweck oder dem Zweck 
des wirtschaftlichen Geschäftsbetriebes dienende Umsätze 

  1. die unter § 6 Abs. 1 Z 8 und 9 und § 10 Abs. 2 Z 3 UStG 1994 fallen oder 
– wären sie im Inland ausgeführt worden – fallen würden, 

  2. aus Geschäftsveräußerungen im Sinn des § 4 Abs. 7 UStG 1994, 
  3. die bei der Erzielung von Entschädigungen im Sinn des § 32 Abs. 1 Z 1 

EStG 1988 ausgeführt werden und 
  4. aus besonderen Waldnutzungen im Sinn der einkommensteuerrechtlichen 

Vorschriften. 
(3) Wird die Grenze des Abs. 1 lit. b am 1. Jänner eines Jahres 

überschritten, so tritt die Verpflichtung nach Abs. 1, sofern sie nicht gemäß 
Abs. 4 aufgehoben wird, mit Beginn des darauf zweitfolgenden Kalenderjahres 
ein, wobei für die Wertermittlung im Sinn des Abs. 1 nur solche Bescheide 
maßgeblich sind, die vor dem genannten 1. Jänner ergangen sind. Dies gilt 
entsprechend bei Nichtüberschreiten der Grenze des Abs. 1 lit. b am 1. Jänner 
eines Jahres für das Erlöschen der Verpflichtung nach Abs. 1 mit der Maßgabe, 
daß die Verpflichtung bereits mit Beginn dieses Kalenderjahres erlischt. 

(3) Sind die Voraussetzungen des Abs. 1 erfüllt, tritt die Verpflichtung nach 
Abs. 1 mit Beginn des darauf zweitfolgenden Kalenderjahres ein, sofern sie nicht 
gemäß Abs. 4 aufgehoben wird. Eine nach Abs. 1 eingetretene Verpflichtung 
erlischt, wenn die dort genannte Grenze in zwei aufeinanderfolgenden 
Kalenderjahren nicht überschritten wird, mit Beginn des darauffolgenden 
Kalenderjahres. 

(4) Macht der Unternehmer glaubhaft, daß die Grenzen des Abs. 1 lit. a oder 
lit. b nur vorübergehend und auf Grund besonderer Umstände überschritten 
worden sind, so hat das Finanzamt auf Antrag eine nach Abs. 2 oder 3 
eingetretene Verpflichtung aufzuheben. 

(4) Macht der Unternehmer glaubhaft, dass die Grenze des Abs. 1 nur 
vorübergehend und auf Grund besonderer Umstände überschritten worden ist, hat 
das Finanzamt, dem die Erhebung der Einkommensteuer oder Körperschaftsteuer 
oder die Feststellung der Einkünfte (§ 188) des Unternehmers obliegt, auf Antrag 
eine nach Abs. 3 eingetretene Verpflichtung aufzuheben. 
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(5) … (5) … 
(6) Zuständig für Bescheide gemäß Abs. 1 letzter Satz und Abs. 4 ist das 

Finanzamt, dem die Erhebung der Einkommensteuer oder Körperschaftsteuer 
oder die Feststellung der Einkünfte (§ 188) des Unternehmers obliegt. 

 

§ 323. (1) bis (66) … § 323. (1) bis (66) … 
 (68) § 125 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2020 tritt mit 

1. Jänner 2020 in Kraft. Für die Anwendung des § 125 BAO ab dem 
Kalenderjahr 2020 ist hinsichtlich der in den Jahren 2018 und 2019 ausgeführten 
Umsätze bereits auf die erhöhte Umsatzgrenze abzustellen. Die auf Grund des 
§ 125 Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl Nr. 194/1961 erlassene 
Verordnung gilt als auf Grund des § 125 Abs. 5 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2020 erlassen. 

Sonderregelungen aufgrund der Maßnahmen zur Bekämpfung von COVID-
19 

Sonderregelungen aufgrund der Maßnahmen zur Bekämpfung von COVID-
19 

§ 323c. (1) ... § 323c. (1) ... 
(2) Die Abgabenbehörde kann jedoch im jeweiligen Verfahren aussprechen, 

dass eine Frist nicht für die in Abs. 1 festgelegte Dauer unterbrochen wird. 
Diesfalls hat sie gleichzeitig eine neue angemessene Frist festzusetzen. 

 

(3) Nach Abs. 2 ist nur vorzugehen, wenn nach sorgfältiger Abwägung aller 
Umstände die Fortsetzung des Verfahrens zur Abwendung einer Gefahr für Leib 
und Leben, Sicherheit und Freiheit oder zur Abwehr eines erheblichen und 
unwiederbringlichen Schadens einer Partei dringend geboten ist und nicht das 
Interesse der Allgemeinheit an der Verhütung und Bekämpfung der Verbreitung 
von COVID-19 sowie der Schutz der Aufrechterhaltung eines geordneten 
Verwaltungsbetriebes die Einzelinteressen überwiegen. 

 

(4) Wenn aufgrund von Maßnahmen, die zur Verhinderung der Verbreitung 
von COVID-19 getroffen werden, die Bewegungsfreiheit oder der 
zwischenmenschliche Kontakt eingeschränkt sind, sind mündliche Verhandlungen 
und Vernehmungen mit Ausnahme von audiovisuellen Vernehmungen nur 
durchzuführen, soweit dies zur Aufrechterhaltung einer geordneten Rechtspflege 
unbedingt erforderlich ist. Gleiches gilt für den mündlichen Verkehr zwischen 
den Behörden und den Beteiligten einschließlich der Entgegennahme mündlicher 
Anbringen sowie mit sonstigen Personen im Rahmen der Durchführung des 

(4) Bis zum Ablauf des 31. Dezember 2020 gelten folgende 
Sonderregelungen: 
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Verfahrens. Ist die Durchführung einer Vernehmung oder einer mündlichen 
Verhandlung unbedingt erforderlich, so kann sie auch in Abwesenheit aller 
anderen Beteiligten unter Verwendung geeigneter technischer 
Kommunikationsmittel durchgeführt werden. 

  1. Mündliche Verhandlungen, Erörterungstermine, Vernehmungen, 
(Schluss-)Besprechungen, Augenscheine und sonstige Beweisaufnahmen 
sind nur durchzuführen, wenn sichergestellt ist, dass am Ort der 
Amtshandlung zwischen den anwesenden Personen ein Abstand von 
mindestens einem Meter eingehalten werden kann. Unter 
Berücksichtigung der jeweiligen Gefährdungslage kann der Leiter der 
Amtshandlung gegenüber den an der Amtshandlung teilnehmenden 
Personen weitere Maßnahmen zum Zweck der Verhinderung der 
Verbreitung von COVID-19 anordnen. Der Leiter der Amtshandlung hat 
für die Einhaltung dieser Maßnahmen zu sorgen. Ein Verstoß gegen 
diese Maßnahmen gilt als Störung der Amtshandlung gemäß § 112 
Abs. 2. Wird gegen diese Maßnahmen im Zuge einer mündlichen 
Verhandlung verstoßen, hat der Ausschluss der betreffenden Person 
unter sinngemäßer Anwendung des § 274 Abs. 4 zweiter Satz zu erfolgen. 

  2. Mündliche Verhandlungen, Erörterungstermine, Vernehmungen, 
(Schluss-)Besprechungen, Augenscheine und sonstige Beweisaufnahmen 
können unter Verwendung geeigneter technischer Einrichtungen zur 
Wort- und Bildübertragung durchgeführt werden. 

  3. Soweit von der Möglichkeit gemäß Z 2 Gebrauch gemacht wird, ist den 
Personen, die der Amtshandlung beigezogen werden, Gelegenheit zu 
geben, unter Verwendung der technischen Einrichtungen zur Wort- und 
Bildübertragung an der betreffenden Amtshandlung teilzunehmen. Sind 
der Amtshandlung Parteien beizuziehen, sind diese aufzufordern, 
bekanntzugeben, ob ihnen solche technischen Einrichtungen zur Wort- 
und Bildübertragung zur Verfügung stehen; ist dies nicht der Fall, so 
kann, mit Ausnahme einer mündlichen Verhandlung, die Amtshandlung 
auch in ihrer Abwesenheit durchgeführt werden. Diesfalls ist den 
Parteien, die aus diesem Grund an der Amtshandlung nicht teilnehmen 
können, in sonst geeigneter Weise Gelegenheit zu geben, ihre Rechte 
auszuüben bzw. bei der Feststellung des Sachverhalts mitzuwirken. 

  4. Wird eine Amtshandlung unter Verwendung technischer Einrichtungen 
zur Wort- und Bildübertragung durchgeführt, so braucht eine 
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Niederschrift abweichend von § 87 Abs. 4 erster Satz und § 275 Abs. 7 
letzter Satz, außer vom Leiter der Amtshandlung, von keiner weiteren 
Person unterschrieben zu werden. In diesem Fall ist § 87 Abs. 6 dritter 
Satz sinngemäß anzuwenden. 

  5. Obliegt die Entscheidung über Beschwerden dem Senat, kann der 
Senatsvorsitzende die Beratung und Beschlussfassung des Senates unter 
Verwendung geeigneter technischer Kommunikationsmittel veranlassen. 
Der Senatsvorsitzende kann außerdem die Beratung und 
Beschlussfassung durch die Einholung der Zustimmung der anderen 
Mitglieder des Senates zu einem Entscheidungsentwurf im Umlaufweg 
ersetzen, wenn keines dieser Mitglieder widerspricht. 

(5) Der Bundesminister für Finanzen wird ermächtigt, durch Verordnung bis 
längstens 31. Dezember 2020 

 

 1. die in Abs. 1 angeordnete allgemeine Unterbrechung von Fristen zu 
verlängern oder weitere allgemeine Ausnahmen von der Unterbrechung 
vorzusehen, soweit dies zur Verhütung und Bekämpfung der Verbreitung 
von COVID-19 erforderlich ist; 

 

 2. weitere Bestimmungen vorzusehen, die den Einfluss der Maßnahmen, die 
zur Verhinderung der Verbreitung von COVID-19 getroffen werden, auf 
den Lauf von Fristen und die Einhaltung von Terminen für anhängige 
oder noch anhängig zu machende ordentliche Rechtsmittelverfahren 
regeln. Er kann betreffend das ordentliche Rechtsmittelverfahren 
insbesondere die Unterbrechung, die Hemmung, die Verlängerung oder 
die Verkürzung von Fristen anordnen, Säumnisfolgen bei 
Nichteinhaltung von Terminen ausschließen sowie bestimmen, ob und auf 
welche Weise verfahrensrechtliche Rechtsnachteile, die durch die 
Versäumung von Fristen oder Terminen eintreten können, 
hintangehalten und bereits eingetretene wieder beseitigt werden. Dabei 
sind die Interessen an der Fortsetzung dieser Verfahren, insbesondere 
die Abwehr eines erheblichen und unwiederbringlichen Schadens von 
den Verfahrensparteien, einerseits und das Interesse der Allgemeinheit 
an der Verhütung und Bekämpfung der Verbreitung von COVID-19 
sowie am Schutz der Aufrechterhaltung eines geordneten 
Verwaltungsbetriebes andererseits gegeneinander abzuwägen. 

 

(6) bis (10) ... (6) bis (10) ... 
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 (11) Stundungen gemäß § 212 Abs. 1, die nach dem 15. März 2020 bewilligt 

worden sind und deren Stundungsfrist am 30. September oder am 1. Oktober 
2020 endet, bleiben bis 15. Jänner 2021 unter Einbeziehung jener Abgaben 
aufrecht, welche bis spätestens 25. September 2020, im Falle von 
Vorauszahlungen gemäß § 45 EStG 1988 bis spätestens 27. November 2020, auf 
dem Abgabenkonto verbucht wurden. 

 (12) Die Abgabenbehörde hat auf Antrag des Abgabepflichtigen die 
Entrichtung von Abgaben im Sinne des § 212 Abs. 1 in zwölf angemessenen 
Monatsraten zu bewilligen, wenn vor der Antragstellung kein Terminverlust 
(§ 230 Abs. 5) hinsichtlich einer bereits zuvor bewilligten Ratenzahlung nach 
diesem Absatz eingetreten ist und der Antrag bis zum Ende der Stundungsfrist, 
spätestens jedoch am 30. September 2020, eingebracht wird. Sofern hinsichtlich 
dieser Ratenbewilligung kein Terminverlust eintritt, hat die Abgabenbehörde, 
wenn die sofortige oder sofortige volle Entrichtung des verbleibenden 
Abgabenbetrages für den Abgabepflichtigen mit erheblichen Härten verbunden 
wäre, auf Antrag die Entrichtung in angemessenen Raten für weitere sechs 
Monate zu gewähren. 

 (13) Unbeschadet aller sonstigen Vorschriften des § 212 Abs. 2 sind für den 
Zeitraum zwischen 15. März 2020 und 15. Jänner 2021 keine Stundungszinsen 
vorzuschreiben. Die Stundungszinsen betragen für Zeiträume 

  1. ab dem 16. Jänner 2021 bis 28. Februar 2021 zwei Prozent, 
  2. ab dem 1. März 2021 bis 30. April 2021 zweieinhalb Prozent, 
  3. ab dem 1. Mai 2021 bis 30. Juni 2021 drei Prozent, 
  4. ab dem 1. Juli 2021 bis 31. August 2021 dreieinhalb Prozent, 
  5. ab dem 1. September 2021 bis 31. Oktober 2021 vier Prozent, 
  6. ab dem 1. November 2021 viereinhalb Prozent 

 jeweils über dem geltenden Basiszinssatz pro Jahr. 
 (14) Hinsichtlich 

  1. vor dem 15. März 2020 bewilligter Zahlungserleichterungen, für die 
gemäß § 212 Abs. 2 nach dem 15. März 2020 bis zum 15. Jänner 2021 
Stundungszinsen festzusetzen wären sowie 

  2. Anspruchszinsen betreffend Nachforderungen (§ 205), die für den 
Veranlagungszeitraum 2020 festzusetzen wären, 
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 ist von der Vorschreibung abzusehen. 
 (15) Für Abgaben mit Fälligkeit zwischen dem 15. März 2020 und 

31. Oktober 2020 sind abweichend von § 217 Abs. 2 und 3 keine 
Säumniszuschläge zu entrichten. 

 (16) Die Abs. 11 bis 15 gelten nicht für Landes- und Gemeindeabgaben. 

Artikel 4 
Änderung des Bundesfinanzgerichtsgesetzes 

Geschäftsverteilungsausschuss Geschäftsverteilungsausschuss 
§ 9. (1) bis (7) … § 9. (1) bis (7) … 

 (7a) Bis zum Ablauf des 31. Dezember 2020 kann die Leiterin oder der 
Leiter der Sitzung die Beratung und Abstimmung im Umlaufweg unter 
Verwendung geeigneter technischer Kommunikationsmittel anordnen, wenn dies 
zur Verfahrensbeschleunigung zweckmäßig ist, die Sache eine Sitzung nicht 
erfordert und kein Mitglied die Anberaumung einer Sitzung beantragt. Das 
Protokoll über die solcherart erfolgte Beratung und Abstimmung ist allen 
Richterinnen und Richtern (§ 3 Abs. 1) zugänglich zu machen. 

(8) und (9) … (8) und (9) … 
Übergangsbestimmungen Übergangsbestimmungen 

§ 28. (1) bis (5) ... § 28. (1) bis (5) ... 
 (6) Bis zum Ablauf des 31. Dezember 2020 ist § 323c Abs. 4 BAO auf 

Verfahren über Datenschutzbeschwerden sinngemäß anzuwenden. 

Artikel 5 
Änderung des Finanzstrafgesetzes 

Sonderregelungen aufgrund der Maßnahmen zur Bekämpfung von COVID-
19 

Sonderregelungen aufgrund der Maßnahmen zur Bekämpfung von COVID-
19 

§ 265a. (1) bis (3a) … § 265a. (1) bis (3a) … 
(4) Wenn aufgrund von Maßnahmen, die zur Verhinderung der Verbreitung (4) Solange Maßnahmen zur Verhinderung der Verbreitung von COVID-19 
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von COVID-19 getroffen werden, die Bewegungsfreiheit oder der 
zwischenmenschliche Kontakt eingeschränkt sind, sind mündliche Vernehmungen 
mit Ausnahme von audiovisuellen Vernehmungen nur durchzuführen, soweit dies 
zur Aufrechterhaltung einer geordneten Finanzstrafrechtspflege unbedingt 
erforderlich ist. Gleiches gilt für den mündlichen Verkehr zwischen den Behörden 
und den im Finanzstrafverfahren beteiligten Personen einschließlich der 
Entgegennahme mündlicher Anbringen sowie mit sonstigen Personen im Rahmen 
der Durchführung des Finanzstrafverfahrens. Ist die Durchführung einer 
Vernehmung oder einer mündlichen Verhandlung unbedingt erforderlich, so kann 
sie auch in Abwesenheit aller anderen Beteiligten unter Verwendung geeigneter 
technischer Kommunikationsmittel durchgeführt werden. 

aufrecht sind, längstens jedoch bis 31. Dezember 2020, gilt für Vernehmungen, 
mündliche Verhandlungen, Beweisaufnahmen und sonstige Amtshandlungen: 

  a) Vernehmungen, mündliche Verhandlungen, Beweisaufnahmen und 
sonstige Amtshandlungen in den Amtsräumlichkeiten sind nur 
durchzuführen, wenn sichergestellt ist, dass zwischen den anwesenden 
Personen ein Abstand von mindestens einem Meter eingehalten 
werden kann. Der Leiter der Amtshandlung kann darüber hinaus 
unter Berücksichtigung der jeweiligen Gefährdungslage gegenüber 
den an der Amtshandlung teilnehmenden Personen Maßnahmen zum 
Zweck der Verhinderung der Verbreitung von COVID-19 anordnen 
und hat für die Einhaltung dieser Maßnahmen zu sorgen. Bei einer 
mündlichen Verhandlung oder Vernehmung einer Person sollen 
tunlichst Schutzmaßnahmen angeordnet werden, die die Mimik der an 
der Amtshandlung beteiligten Personen nicht verbergen. 

  b) Bei Amtshandlungen außerhalb der Amtsräumlichkeiten kann der 
Leiter der Amtshandlung unter Berücksichtigung der Gegebenheiten 
am Ort der Amtshandlung sowie der jeweiligen Gefährdungslage 
gegenüber den an der Amtshandlung teilnehmenden Personen 
Maßnahmen zum Zweck der Verhinderung der Verbreitung von 
COVID-19 anordnen und hat für die Einhaltung dieser Maßnahmen 
zu sorgen. Lit. a letzter Satz gilt sinngemäß. 

  c) Ist die Anwesenheit der im Finanzstrafverfahren Beteiligten zur 
Aufrechterhaltung einer geordneten Finanzstrafrechtspflege nicht 
unbedingt erforderlich, kann die Behörde in jenen Fällen, in denen 
nicht das Gericht zur Ahndung des Finanzvergehens zuständig ist, 
Vernehmungen und Beweisaufnahmen auch unter Verwendung 
geeigneter technischer Einrichtungen zur Tonübertragung oder Ton- 



  20 von 24 

 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
und Bildübertragung durchführen; § 56b Abs. 3 gilt sinngemäß. 
Ebenso können mündliche Verhandlungen auch unter Verwendung 
geeigneter technischer Einrichtungen zur Ton- und Bildübertragung 
durchgeführt werden. In diesen Fällen ist eine Niederschrift lediglich 
vom Verhandlungsleiter und gegebenenfalls vom Schriftführer zu 
unterfertigen. 

(5) … (5) … 

Artikel 6 
Änderung des Gemeinsamer Meldestandard-Gesetzes 

Umsetzung von Unionsrecht und der mehrseitigen Vereinbarung Umsetzung von Unionsrecht und der mehrseitigen Vereinbarung 
§ 1. (1) Dieses Bundesgesetz regelt die Durchführung der Amtshilfe 

zwischen Österreich und den anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
(Mitgliedstaaten) im Rahmen des globalen Standards für den automatischen 
Informationsaustausch über Finanzkonten in Steuersachen auf Grund der 
Richtlinie 2011/16/EU über die Zusammenarbeit der Verwaltungsbehörden im 
Bereich der Besteuerung und zur Aufhebung der Richtlinie 77/799/EWG, ABl. 
Nr. L 64 vom 11.03.2011 S. 1, zuletzt geändert durch die Richtlinie 
2014/107/EU, ABl. Nr. L 359 vom 16.12.2014 S. 1 (im Folgenden: 
Amtshilferichtlinie). 

§ 1. (1) Dieses Bundesgesetz regelt die Durchführung der Amtshilfe 
zwischen Österreich und den anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
(Mitgliedstaaten) im Rahmen des globalen Standards für den automatischen 
Informationsaustausch über Finanzkonten in Steuersachen auf Grund der 
Richtlinie 2011/16/EU über die Zusammenarbeit der Verwaltungsbehörden im 
Bereich der Besteuerung und zur Aufhebung der Richtlinie 77/799/EWG, ABl. 
Nr. L 64 vom 11.03.2011 S. 1, zuletzt geändert durch die Richtlinie (EU) 
2018/822, ABl. Nr. L 139 vom 05.06.2018 S. 1 (im Folgenden: 
Amtshilferichtlinie). 

(2) … (2) … 

Artikel 7 
Änderung des EU-Meldepflichtgesetzes 

Bedingt meldepflichtige Gestaltungen Bedingt meldepflichtige Gestaltungen 
§ 6. Sofern der Hauptvorteil oder einer der Hauptvorteile, den eine Person 

unter Berücksichtigung aller relevanten Fakten und Umstände vernünftigerweise 
von der Gestaltung erwarten kann, die Erlangung eines Steuervorteils ist 
(Bedingung), sind nach Maßgabe des § 4 folgende Gestaltungen meldepflichtig: 

§ 6. Sofern der Hauptvorteil oder einer der Hauptvorteile, den eine Person 
unter Berücksichtigung aller relevanten Fakten und Umstände vernünftigerweise 
von der Gestaltung erwarten kann, die Erlangung eines Steuervorteils ist 
(Bedingung), sind nach Maßgabe des § 4 folgende Gestaltungen meldepflichtig: 

 1. bis 3. …  1. bis 3. … 
 4. Gestaltungen, bei denen eine an der Gestaltung beteiligte Person Schritte  4. Gestaltungen, bei denen eine an der Gestaltung beteiligte Person Schritte 
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unternimmt, um ein verlustbringendes Unternehmen zu erwerben, die 
Haupttätigkeit dieses Unternehmens zu beenden und dessen Verluste 
dafür zu nutzen, seine Steuerbelastung zu verringern, wobei dies auch die 
Übertragung dieser Verluste in ein anderes Hoheitsgebiet oder die 
raschere Nutzung dieser Verluste beinhalten kann; 

unternimmt, um ein verlustbringendes Unternehmen zu erwerben, die 
Haupttätigkeit dieses Unternehmens zu beenden und dessen Verluste 
dafür zu nutzen, ihre Steuerbelastung zu verringern, wobei dies auch die 
Übertragung dieser Verluste in ein anderes Hoheitsgebiet oder die 
raschere Nutzung dieser Verluste beinhalten kann; 

 5. bis 7. …  5. bis 7. … 
Form der Meldung Form der Meldung 

§ 18. (1) ... § 18. (1) ... 
(2) Die Übermittlung des Nachweises über eine bereits erfolgte Meldung im 

Sinne des § 9 Abs. 2, § 10 Abs. 2, § 14 Abs. 2 oder § 15 Abs. 4 hat elektronisch 
über FinanzOnline zu erfolgen. Ist die elektronische Übermittlung über 
FinanzOnline mangels technischer Voraussetzungen oder mangels 
Teilnahmeberechtigung unzumutbar, hat die Übermittlung gemäß §§ 85 ff BAO 
zu erfolgen. 

(2) Die Übermittlung des Nachweises über eine bereits erfolgte Meldung im 
Sinne des § 9 Abs. 2, § 10 Abs. 2, § 14 Abs. 2 oder § 15 Abs. 3 hat elektronisch 
über FinanzOnline zu erfolgen. Ist die elektronische Übermittlung über 
FinanzOnline mangels technischer Voraussetzungen oder mangels 
Teilnahmeberechtigung unzumutbar, hat die Übermittlung gemäß §§ 85 ff BAO 
zu erfolgen. 

Artikel 8 
Änderung des Flugabgabegesetzes 

Tarif Tarif 
§ 5. (1) Die Flugabgabe beträgt je Passagier für Abflüge mit einem 

Zielflugplatz innerhalb der 
§ 5. (1) Die Flugabgabe beträgt 12 Euro je Passagier. 

Kurzstrecke gemäß Anlage 1 3,50 Euro 
Mittelstrecke gemäß Anlage 2 7,50 Euro 
Langstrecke 17,50 Euro. 

 

 

(2) Ein Zielflugplatz liegt innerhalb der Langstrecke, wenn er in einem 
Staatsgebiet oder Gebiet liegt, das weder in der Anlage 1 noch in der Anlage 2 
angeführt ist. 

(2) Abweichend von Abs. 1 beträgt die Flugabgabe 30 Euro je Passagier, 
wenn die Entfernung zwischen dem inländischen Flughafen, von dem aus der 
Abflug erfolgt, und dem Zielflugplatz weniger als 350 km beträgt. Die genannte 
Entfernung wird nach der Methode der Großkreisentfernung ermittelt. 

(3) … (3) … 
Pflichten der Luftfahrzeughalter Pflichten der Luftfahrzeughalter 

§ 10. (1) und (2) … § 10. (1) und (2) … 
(3) Der Luftfahrzeughalter ist verpflichtet, spätestens am 15. Tag des auf den (3) Der Luftfahrzeughalter ist verpflichtet, spätestens am 15. Tag des auf den 
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Kalendermonat, in dem die Abgabenschuld entstanden ist, zweitfolgenden 
Kalendermonats unter Angabe seiner Steuernummer (§ 9 Abs. 4) dem Finanzamt 
Österreich folgende Daten für ein Kalendermonat zusammengefasst nach 
inländischen Flughäfen zu übermitteln: 

Kalendermonat, in dem die Abgabenschuld entstanden ist, zweitfolgenden 
Kalendermonats unter Angabe seiner Steuernummer (§ 9 Abs. 4) dem Finanzamt 
Österreich folgende Daten für ein Kalendermonat zusammengefasst nach 
inländischen Flughäfen zu übermitteln: 

 1. bis 4. …  1. bis 4. … 
 5. Anzahl der abgeflogenen Passagiere ohne Mitglieder der Flugbesatzung 

(§ 2 Abs. 6) und ohne Passagiere, die das zweite Lebensjahr noch nicht 
vollendet haben und über keinen eigenen Sitzplatz verfügen (§ 3 Z 1), 
jeweils unter zahlenmäßiger Zuordnung zu den einzelnen Tarifgruppen 
im Sinn des § 5 Abs. 1 unter Berücksichtigung des § 5 Abs. 3, 

 5. Anzahl der abgeflogenen Passagiere ohne Mitglieder der Flugbesatzung 
(§ 2 Abs. 6) und ohne Passagiere, die das zweite Lebensjahr noch nicht 
vollendet haben und über keinen eigenen Sitzplatz verfügen (§ 3 Z 1), 
jeweils unter zahlenmäßiger Zuordnung zu den einzelnen Abflügen unter 
Berücksichtigung des § 5 Abs. 3 

  a) mit einem Zielflugplatz innerhalb der Kurzstrecke gemäß Anlage 1, 
wobei Passagiere nach § 5 Abs. 2 gesondert anzugeben sind, 

  b) mit einem Zielflugplatz innerhalb der Mittelstrecke gemäß Anlage 2, 
  c) mit einem Zielflugplatz, der in einem Staatsgebiet oder Gebiet liegt, 

das weder in der Anlage 1 noch in der Anlage 2 angeführt ist, samt 
einer Angabe des Zielflugplatzes, 

 6. und 7. …  6. und 7. … 
Die Übermittlung der Daten hat elektronisch zu erfolgen. Die Übermittlung der Daten hat elektronisch zu erfolgen. 

(4) … (4) … 
Inkrafttreten Inkrafttreten 

§ 16. (1) bis (6) … § 16. (1) bis (6) … 
 (7) § 5 Abs. 1 und 2 und § 10 Abs. 3 Z 5, jeweils in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2020, treten mit 1. September 2020 in Kraft. Sie 
sind auf Abflüge von Passagieren von einem inländischen Flughafen nach dem 
31. August 2020 anzuwenden. Auf Abflüge bis zu diesem Zeitpunkt sind § 5 und 
§ 10 Abs. 3 Z 5 Flugabgabegesetz, jeweils in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 104/2019, weiter anzuwenden. Letzteres gilt zudem in Fällen, in 
denen einem Abflug nach dem 31. August 2020 ein Rechtsgeschäft zu Grunde 
liegt, das vor dem 1. September 2020 abgeschlossen worden ist. 

Anlage 1 Anlage 1 
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Zielflugplätze innerhalb der Kurzstrecke Zielflugplätze innerhalb der Kurzstrecke 
Zielflugplätze innerhalb der Kurzstrecke sind Flugplätze in folgenden Staaten und 
Gebieten: 

Zielflugplätze innerhalb der Kurzstrecke sind Flugplätze in folgenden Staaten und 
Gebieten: 

  
Arabische Republik Ägypten Republik Mazedonien 
Republik Armenien Republik Moldau 
Republik Albanien Montenegro 
Demokratische Volksrepublik 
Algerien 

Fürstentum Monaco 

Fürstentum Andorra Königreich der Niederlande 
Königreich Belgien Königreich Norwegen 
Bosnien und Herzegowina Republik Österreich 
Republik Bulgarien Palästinensische Autonomiegebiete 
Königreich Dänemark Republik Polen 
Bundesrepublik Deutschland Portugiesische Republik 
Republik Estland Rumänien 
Republik Finnland Russische Förderation 
Französische Republik Republik San Marino 
Georgien Königreich Schweden 
Hellenische Republik (Griechenland) Schweizerische Eidgenossenschaft 

(Schweiz) 
Irland Republik Serbien 
Isle of Man Slowakische Republik 
Staat Israel Republik Slowenien 
Italienische Republik Spanien 
Haschemitisches Königreich 
Jordanien 

Arabische Republik Syrien 

Kanalinseln (Alderney, Guernsey, 
Herm, Jersey, Sark) 

Tschechische Republik 

Republik Kosovo Republik Tunesien 
Republik Kroatien Türkische Republik 
Republik Lettland Ukraine 
Fürstentum Liechtenstein Republik Ungarn 
Republik Litauen Staat der Vatikanstadt 
Großherzogtum Luxemburg Vereinigtes Königreich von 

Arabische Republik Ägypten Republik Nordmazedonien 
Republik Armenien Republik Moldau 
Republik Albanien Montenegro 
Demokratische Volksrepublik 
Algerien 

Fürstentum Monaco 

Fürstentum Andorra Königreich der Niederlande 
Königreich Belgien Königreich Norwegen 
Bosnien und Herzegowina Republik Österreich 
Republik Bulgarien Palästinensische Autonomiegebiete 
Königreich Dänemark Republik Polen 
Bundesrepublik Deutschland Portugiesische Republik 
Republik Estland Rumänien 
Republik Finnland Russische Föderation 
Französische Republik Republik San Marino 
Georgien Königreich Schweden 
Hellenische Republik (Griechenland) Schweizerische Eidgenossenschaft 

(Schweiz) 
Irland Republik Serbien 
Isle of Man Slowakische Republik 
Staat Israel Republik Slowenien 
Italienische Republik Spanien 
Haschemitisches Königreich 
Jordanien 

Arabische Republik Syrien 

Kanalinseln (Alderney, Guernsey, 
Herm, Jersey, Sark) 

Tschechische Republik 

Republik Kosovo Republik Tunesien 
Republik Kroatien Türkische Republik 
Republik Lettland Ukraine 
Fürstentum Liechtenstein Republik Ungarn 
Republik Litauen Staat der Vatikanstadt 
Großherzogtum Luxemburg Vereinigtes Königreich von 
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Großbritannien und Nordirland 

Libanesische Republik (Libanon) Republik Belarus (Weißrussland) 
Libyen Republik Zypern 
Republik Malta  

 

Großbritannien und Nordirland 
Libanesische Republik (Libanon) Republik Belarus (Weißrussland) 
Libyen Republik Zypern 
Republik Malta  

 

Artikel 9 

Änderung des COVID-19-Förderungsprüfungsgesetzes 

Rechtsrahmen der Prüfung Rechtsrahmen der Prüfung 
§ 2. (1) und (2) … § 2. (1) und (2) … 

 (3) Soweit durch einen Bediensteten der Republik Österreich im Rahmen der 
in diesem Gesetz geregelten Tätigkeit ein Schaden verursacht wird, haftet dieser 
einem Dritten nicht unmittelbar. Der Bund kann den Bediensteten nach den 
Bestimmungen des Dienstnehmerhaftpflichtgesetzes (DHG), BGBl. Nr. 80/1965, 
wie ein Versicherer in Anspruch nehmen. 
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